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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Im Zusammenhang mit der BFI-Botschaft des Bundesrates waren zahlreiche Motionen
eingereicht worden: Eine Motion der FDP-Fraktion, welche den Bundesrat einlud, die
Observation und Kontrolle der Massnahmen zur Umsetzung der in der neuen
Bildungsverfassung beschlossenen Ziele sicherzustellen, lehnte der Ständerat im
Gegensatz zum Nationalrat, welcher diese Ende 2006 angenommen hatte, ab. Der
Bundesrat und die Kommission beantragten die Ablehnung der Motion, weil sie der
Meinung waren, dass ihr Anliegen im Rahmen der BFI-Botschaft in Form des bewilligten
Kredites für einen periodischen Bildungsbericht bereits erfüllt sei. Die im Vorjahr vom
Ständerat überwiesene Motion Langenberger (fdp, VD), welche den Bundesrat
aufforderte, im Rahmen der BFI-Botschaft 2008-2011, dem Parlament eine jährliche
Krediterhöhung um mindestens 6% vorzuschlagen, war mit der Vorlage der
betreffenden Botschaft des Bundesrates bereits erfüllt. Der Form halber überwies der
Nationalrat die Motion nach der Beratung der Forschungsbotschaft ebenfalls. Die vom
Nationalrat 2006 überwiesene Motion Hutter (fdp, ZH), welche verlangte, dass
zusätzliche Mittel für den BFI-Bereich nicht in ineffiziente Strukturen fliessen oder
ermöglichen, dass andere Finanzträger sich auf Kosten des Bundes entlasten, lehnte
der Ständerat ab. Die Kommission beantragte die Ablehnung der Motion, da die
Stossrichtung für diffus gehalten wurde. Der Bundesrat hatte die Motion anfänglich
unterstützt, hielt sie in der Zwischenzeit aber für überholt. Eine weitere Motion der
FDP-Fraktion, welche den Bundesrat aufforderte, im Rahmen der BFI-Botschaft 2008-
2011, dem Parlament eine jährliche Krediterhöhung um mindestens 8% vorzuschlagen,
wurde vom Ständerat abgelehnt, da die Regierung sich im Rahmen der BFI-Botschaft
bereits für eine Steigerung um 6% jährlich ausgesprochen hatte. 1

MOTION
DATUM: 19.06.2007
LINDA ROHRER

Si la motion Mettre en œuvre les réformes nécessaires sans compromettre la qualité
de l’encouragement à la formation, la recherche et l’innovation sur la période 2017 à
2020 a été acceptée par le Conseil des Etats en 2015, elle a subi quelques
modifications. En effet, la Commission de la  science, de l’éducation et de la culture du
Conseil des Etats (CSEC-CE) a redirigé les objectifs établis par sa commission sœur lors
du dépôt de la motion. Tout d’abord, la CSEC-CE a supprimé la fixation d’un
pourcentage établi (3,9 pourcents en l’occurrence). Mais aussi, elle a déterminé
uniquement quatre axes prioritaires : formation professionnelle supérieure, promotion
de la relève scientifique, augmentation du nombre de place disponible en faculté de
médecine humaine et encouragement à l’innovation. Bien que la CSEC-CE ait revu à la
baisse les objectifs initiaux de la motion, la Commission de la  science, de l’éducation
et de la culture du Conseil national (CSEC-CN) a proposé à sa chambre d’adopter la
motion modifiée à 14 voix contre 7. Il est nécessaire de mentionner une minorité Keller
(udc, NW) qui s’oppose à la motion. Reynard (ps, VS), orateur pour la CSEC-CN, a
indiqué que la motion permettait toujours de souligner l’aspect prioritaire du domaine
FRI. De plus, alors que le message FRI a été déposé, il a précisé que les ressources
prévues étaient en fort recul. Ainsi, la motion permettrait de réaffirmer cette priorité et
de débloquer les ressources nécessaires pour maintenir la qualité au sein du domaine
FRI. Au final, la motion modifiée a été acceptée par le Conseil national par 120 voix
pour, 60 voix contre et 4 abstentions. 2

MOTION
DATUM: 08.03.2016
GUILLAUME ZUMOFEN
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Hochschulen

Die Anforderungen der neuen technologischen Entwicklung an die Hochschulen kamen
in einer Untersuchung des Unternehmensberaters Hayek über die ETH (Eidgenössische
Technische Hochschulen) zum Ausdruck, durch welche zugleich die seit Jahren
anhaltende Kritik am Personalstopp schlagartig an Gewicht gewann. Eine Grobanalyse
und eine Optimierungsstudie stellten fest, dass die ETH und ihre Annexanstalten bei
der rasanten Entwicklung der Spitzentechnologie nicht mitgehalten haben. Um die
nötige Anpassung an die neueste Technologie in Lehre und Forschung zu gewährleisten,
hielt sie daher die Schaffung von 1'100 neuen Stellen für erforderlich; 600 Stellen im
Verwaltungsbereich und in weniger arbeitsmarktorientierten Wissensgebieten könnten
wegrationalisiert werden, wodurch per saldo noch 500 Stellen neu einzurichten wären.
Die Studie kritisierte ferner die ineffiziente Organisation der ETH, die starren
Anstellungsverhältnisse wie auch den zuwenig ausgebauten Wissenstransfer zwischen
Hochschule und Wirtschaft. Der Schweizerische Schulrat veranlasste darauf
Feinabklärungen auf der Grundlage der Grobanalyse und beantragte dem Bundesrat die
Schaffung von 200 befristeten und 470 Dauerstellen in den Jahren 1986-1988. Im
Bericht Hayek fanden auch mehrere eingereichte Motionen und Postulate ihre
Begründung, welche eine Lockerung des Personalstopps sowie organisatorische und
strukturelle Neuerungen an der ETH verlangten. Kritik und Vorschläge der Studie
wurden auch von verschiedenen Exponenten der Grossindustrie unterstützt. Die
geforderte Prioritätensetzung zugunsten der neu-technologischen Fachrichtungen
dürfte die Tendenz, an der ETH interdisziplinäre und traditionelle Forschungsstellen
aufzuheben, verstärken. Vor dem Hintergrund einer notwendigen Neustrukturierung
der ETH stimmte das Parlament dem Antrag des Bundesrates auf Verlängerung der ETH-
Übergangsregelung zwar zu, es verkürzte aber die Frist von 10 auf 6 Jahre. Unbestritten
waren in beiden Räten ferner Kredite in der Höhe von CHF 28.3 Mio für dringliche
Bauvorhaben der ETH und ihrer Annexanstalten. 3

MOTION
DATUM: 03.06.1985
WERNER SEITZ

Der Ständerat gab einer vom Nationalrat bereits überwiesenen Motion Neirynck (cvp,
VD) für die Integration ausländischer ETH-Ingenieure nur als Postulat Folge. Die
Diskussion zu einer Interpellation Neirynck betreffend die konkreten Massnahmen zur
Umsetzung des Postulats wurde im Nationalrat verschoben. 4

MOTION
DATUM: 01.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Einen eher zaghaften Schritt in diese Richtung machte der Nationalrat, indem er zwei
Motionen Randegger (fdp, BS) in abgeschwächter Form als Postulate überwies. Erstere
hatte für eine aktive Nachwuchsförderung an den Schweizer Hochschulen im Rahmen
der BFT-Botschaft das Vorantreiben des Tenure Track Systems, die Umwandlung von
Föderprofessuren in Tenure Track Assistenzprofessuren, die Vereinheitlichung der
Förderung von Post doctoral fellows – insbesondere eine Erleichterung deren Rückkehr
in die Schweiz dank Stipendien und aktiver Betreuung – sowie die Förderung des
Mittelbaus an den FHS verlangt. Die zweite Motion hatte ihrerseits für den Aufbau einer
exzellenten Forschung Schweiz gefordert, dass im Rahmen der BFT-Botschaft die
Grundlagenforschung langfristig gefördert sowie der Wissens- und Knowhow-Transfer
zu diesem Ziel intensiviert werde; zudem sollte der Auf- und Ausbau der angewandten
Forschung an den FHS unterstützt, die Validierung des mit staatlichen
Forschungsgeldern generierten Wissens und dessen Schutz (Patente) sichergestellt
sowie die Evaluation und Vergabe der Ressortforschungsprojekte nach dem System der
Peer Review eingeführt werden. 5

MOTION
DATUM: 14.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Um die Hochschulen von den indirekten Kosten der Forschung zu entlasten, die für die
Schaffung von Arbeitsplätzen und für die Bereitstellung der Infrastruktur an den
Universitäten anfallen, überwiesen beide Kammern eine Motion der nationalrätlichen
WBK. Damit soll dem Problem der so genannten Overheads begegnet werden – sprich
der Tatsache einer Benachteiligung innovativer Forschungsinstitute durch falsche
Anreize, weil freie Forschung zwar ein hohes Potential an Einwerbung von Drittmitteln
bedeutet, gleichzeitig aber auch allgemeine Kosten (Räume, Unterhalt der apparativen
Ausstattung, Forschungsmanagement) verursacht. Für diese Kosten können die
Universitäten kaum mehr aufkommen, geraten deswegen unter Druck und versuchen,
diesen zulasten der freien Grundlagenforschung abzuwehren. 6

MOTION
DATUM: 18.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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2017 schrieben die beiden Räte die gleichlautenden Motionen der WBK-NR (Mo.
14.3291) und WBK-SR (Mo. 14.3294) zu Erasmus Plus und Horizon 2020 im Rahmen der
Debatte zum Geschäft «Botschaft zur Förderung der internationalen Mobilität in der
Bildung in den Jahren 2018–2020» (BRG 17.031) ab. 7

MOTION
DATUM: 27.11.2017
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Le Conseil des Etats a transmis comme postulat une motion Huber (pdc, AG) qui invitait
le Conseil fédéral à présenter deux projets de loi, l'un sur le génie génétique et l'autre
sur la médecine de la procréation. Le chef du DFI a répondu qu'il lui paraissait inutile
de créer une nouvelle base légale spécialement pour ces deux domaines alors les
réglementations relatives à ces sujets sont déjà inscrites dans différents textes
législatifs, en particulier la loi sur la protection de l'environnement et celle sur les
épidémies. De surcroît, une révision de ces deux textes est actuellement en cours. Pour
sa part, le Conseil national a approuvé sous forme de postulat une motion Bundi (ps,
GR) qui chargeait le Conseil fédéral d'édicter des prescriptions limitant la recherche et
les applications de la technologie génétique sur les plantes et les animaux (Mo.
91.3418). 8

MOTION
DATUM: 19.03.1993
ANDRÉ MACH

Im Frühjahr präsentierte der Bundesrat die Inhalte der seit langem in Aussicht
gestellten Gen-Lex-Vorlage. Im Mittelpunkt der Botschaft zur Gen-Lex, die den Artikel
120 der neuen Bundesverfassung konkretisiert, steht eine Änderung des
Umweltschutzgesetzes, wobei aber auch entsprechende Anpassungen bei einer Reihe
weiterer Bundesgesetze vorgenommen werden müssen. Umweltminister Leuenberger
war mit seiner Forderung nach einem Verbot für die kommerzielle Freisetzung
gentechnisch veränderter Organismen (GVO) nicht durchgedrungen. Die Botschaft
enthielt weder ein solches Verbot noch ein Moratorium, wie es der Direktor des
Bundesamts für Wald und Landschaft (BUWAL), Philippe Roch, vorgeschlagen hatte.
Hingegen wurde die Haftungsfrage strenger geregelt. Vorgesehen war eine Haftpflicht
der Hersteller von GVO mit einer Verjährungsfrist von 30 Jahren. Die Frist soll der
Tatsache Rechnung tragen, dass allfällige Schäden erst in einer nächsten Generation
bekannt werden können. Bei Schäden, welche auf eine unsachgemässe Verwendung von
GVO zurückzuführen sind, hafte hingegen die Anwenderin oder der Anwender – bei
einer maximalen Schadensumme von 20 Mio Fr. Um einem umfassenden Umwelt- und
Tierschutz gerecht zu werden, soll im weiteren der verfassungsmässig verankerte
Begriff der „Würde der Kreatur“ in der Gen-Lex konkretisiert werden. Der Bundesrat
schränkte den Begriff in seiner Botschaft rechtlich auf Tiere und Pflanzen ein. Eine
Verletzung derer Würde liege bei einer Tangierung ihrer artspezifischen Eigenschaften
vor. Angesichts des weiten Interpretationsspielraums dieser Norm wurde die
Eidgenössische Ethikkommission für die Biotechnologie im ausserhumanen Bereich mit
der entsprechenden Güterabwägung beauftragt. Zum Pflichtenheft der Kommission soll
zudem die Information der Öffentlichkeit gehören, welcher der Bundesrat in der
Vorlage grosse Bedeutung zuschrieb. Die Botschaft sieht unter anderem ein allgemeines
Aktenzugangsrecht sowie die Förderung des Dialogs mit der Bevölkerung vor. In diesem
Zusammenhang hatte der Nationalrat in der Frühjahrssession eine Motion Gonseth (gp,
BL) in abgeschwächter Form als Postulat überwiesen und damit vom Bundesrat
gefordert, die Einführung des Öffentlichkeitsprinzips mit Geheimhaltungsvorbehalt in
der Gen-Lex zu prüfen. Zur Umsetzung des Öffentlichkeitsprinzips war mit der Motion
eine Verankerung folgender Punkte in der Gen-Lex verlangt worden: offene Information
über alle neu angemeldeten Freisetzungsgesuche durch die zuständigen Bundesämter,
Akteneinsicht für alle sowie eine einheitliche Informationspolitik in allen
Bundesämtern, die in Bewilligungsverfahren von GVO involviert sind. 9

MOTION
DATUM: 23.03.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat überwies eine Motion Neirynck (cvp, VD), die zur Integration
ausländischer Forscherinnen und Forscher eine Erteilung der
Niederlassungsbewilligung B an alle Doktorierenden und der Niederlassungsbewilligung
C an alle Promovierten fordert. Der Motionär hatte geltend gemacht, dass die
Ausweisung ausländischer Forschenden aus der Schweiz nach dem Abschluss ihres
Projekts wenig Sinn mache angesichts des Mangels an gut ausgebildetem Nachwuchs
insbesondere im ETH-Bereich und angesichts der hohen Ausbildungskosten, die in
Doktorandinnen und Doktoranden investiert würden. Auch Bundesrätin Metzler
attestierte der Mitarbeit ausländischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an
den Hochschulen eine entscheidende Bedeutung für ein ausreichendes

MOTION
DATUM: 26.09.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Forschungspotenzial und eine optimale Entwicklung von Wissenschaft und Technologie.
Metzler hatte aber eine Annahme der Motion aufgrund deren unberechenbaren
Auswirkungen auf den Ausländerbestand in der Schweiz abgelehnt und für die
Umwandlung in ein Postulat plädiert. Eine in die gleiche Richtung wie die Motion
Neirynck zielende Empfehlung Berger (fdp, NE) betreffend Integration ausländischer
ETH-Ingenieure wurde vom Ständerat an den Bundesrat überwiesen. Schon im Frühjahr
hatten Mitglieder der E-Commerce-Bewegung First Tuesday in einer Petition an
Bundesrätin Metzler die Überprüfung der Bewilligungspraxis für ausländische IT-
Spezialistinnen und -Spezialisten gefordert. First Tuesday war 1998 in London
gegründet worden und galt als internationaler Marktplatz unter anderem für E-
Business-Ideen und Internet-Start-ups. An einer gemeinsamen Medienkonferenz des
Bundesamts für Ausländerfragen und des BBT nahmen die Bundesbehörden Stellung
zum Informatikermangel. Dabei wurde der Eindruck vermittelt, Medien und Politik
hätten das Problem hochgeschaukelt und mit wenig sinnvollen Lösungsvorschlägen
angegangen. Der Informatikermangel sei jedenfalls kein Problem der Kontingente.
Kontingente für Jahresaufenthaltsbewilligungen seien von November 1998 bis Oktober
1999 nur zu 80 Prozent beansprucht worden. Somit seien nur 13 500 von möglichen
17 000 Bewilligungen erteilt worden, wovon zudem nur rund ein Fünftel
Informatikerinnen und Informatiker betroffen hätten. Als geradezu grotesk bezeichnete
BBT-Direktor, Hans Sieber, den verschwindend kleinen Frauenanteil von vier Prozent in
dem zukunftsträchtigen Berufsbereich. Im Vergleich zu den USA oder Grossbritannien
mit angehend 50 Prozent Informatikerinnen, schöpfe die Schweiz das Potential der
Frauen nicht aus. 10

Im Vorjahr hatte der Nationalrat eine Motion der liberalen Fraktion angenommen,
welche die Konzentration der Zuständigkeiten in Bildung und Forschung auf ein
Departement verlangte. Weil damit in organisatorische Belange des Bundesrates
eingegriffen würde, lehnte der Ständerat die Motion ab, überwies aber eine
entsprechende Empfehlung. 11

MOTION
DATUM: 13.12.2001
MARIANNE BENTELI

Als eines der Hauptziele im BFT-Bereich nannte der Bundesrat eine bessere Nutzung
des wissenschaftlichen Potenzials der Hochschulen, um Forschungsresultate rascher in
erfolgreiche Produkte umzusetzen. Dazu sollen die Hochschulen und die Wirtschaft in
der angewandten Forschung und Entwicklung (FuE) intensiver zusammenarbeiten. Der
Bundesrat möchte vor allem Projekte in den Bereichen Life Sciences, Informations- und
Kommunikationstechnologien, Nano- und Mikrosystemtechnologie unterstützen sowie
die Entwicklung von neuen High-tech-Unternehmen fördern. National und international
will der Bundesrat auf eine verstärkte Zusammenarbeit und Arbeitsteilung im
Hochschulbereich, auf eine Stimulierung der internationalen Kooperation der
schweizerischen BFT-Institutionen im Rahmen des europäischen Forschungs- und
Hochschulraums sowie auf vermehrte wissenschaftliche und wirtschaftliche Präsenz
der Schweiz auf internationaler Ebene setzen. 12

MOTION
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI

Darin sah eine Mehrheit des Ständerat einen Widerspruch. Sie hiess zwar die WBK-
Motion (Sparpaket) gut, lehnte hingegen die Motion der Kommissionsminderheit
(Kreditsperre) ab. Den BFT-Bereich vom Sparpaket auszunehmen, schien der
Ratsmehrheit als Zukunftsinvestition akzeptabel, nicht aber die Ausnahme von der
Kreditsperre. Auch der Bildungs- und Forschungsbereich habe einen Beitrag zur
Sanierung der Bundesfinanzen zu leisten. Aus diesen Gründen befürwortete die kleine
Kammer denn auch ein Wachstum von 5% im BFT-Bereich und lehnte mit 27:9 Stimmen
ein Wachstum von 6% ab. Im weiteren verdoppelte der Ständerat die Betriebsbeiträge
an die FHS auf 80 Mio Fr. – der Bundesrat hatte 40 Mio Fr. eingeplant. Vorgesehen
wurde das Geld für die Integration der GSK-Studiengänge in die FHS (siehe oben,
Fachhochschulen). Je hälftig sollte es bei der Forschungsförderung und der
Kommission für Technologie und Innovation (KTI) eingespart werden. Eine weitere
Differenz zur grossen Kammer schuf der Ständerat beim Programm Innovation und
Valorisierung des Wissens, indem er dessen Streichung mit 24:14 Stimmen ablehnte.
Schliesslich entstand auch hinsichtlich des Universitätsförderungsgesetzes (UFG) eine
Differenz, weil der Ständerat darin den Passus strich, wonach die zusätzlichen Mittel
schwerpunktmässig zur Verbesserung der Betreuungsverhältnisse in den Geistes- und
Sozialwissenschaften einzusetzen seien. Das Problem an sich wurde nicht dementiert,
wohl aber die Notwendigkeit, diese Priorität im Gesetz zu verankern. 13

MOTION
DATUM: 03.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Die Motion Graf (gp, BL) zur Förderung einer unabhängigen Toxikologie-Forschung in
der Schweiz wurde vom Ständerat als Zweitrat in ein Postulat umgewandelt und
überwiesen. Der Bundesrat wird darin aufgefordert, einen Bericht darüber vorzulegen,
wie in Zukunft die unabhängige Lehre, Forschung und Information, die Förderung von
Kapazitäten und Nachwuchs sowie deren Finanzierung in den verschiedenen Bereichen
der Toxikologie gewährleistet werden können. 14

MOTION
DATUM: 12.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Klar war im Laufe der Debatte zur BFT-Botschaft geworden, dass auch diese nichts am
grundsätzlichen Problem ändere, dass sich die finanz- und bildungspolitischen
Kompetenzverteilungen in der Schweizer Bildungslandschaft selten deckten. Statt dem
Motto „wer zahlt, befiehlt“ gelte bei den Universitäten „Bund zahlt, Kantone zeichnen
für Organisation und Schwerpunktsetzung verantwortlich“. Umgekehrt sei es in der
Berufsbildung und bei den Fachhochschulen den Kantonen überlassen zu zahlen,
während der Bund die Vorgaben mache. Die ganze Debatte zur BFT-Botschaft zeigte,
dass der Dialog zwischen den diversen betroffenen und miteinander komplex
verflochtenen Partner zum Teil sehr schlecht funktioniert. Der Nationalrat überwies aus
diesem Grund eine Motion seiner WBK, die eine Institutionalisierung des Gesprächs
zwischen allen Akteuren des BFT-Systems bzw. ein „Neues Denken“ in diesem Bereich
forderte, das insbesondere in finanziellen Belangen Unklarheiten und Streit über
Zahlengrundlagen vermeiden helfen könnte. Die Motion wurde vom Ständerat nur als
Postulat überwiesen. 15

MOTION
DATUM: 18.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Vier gleichlautende Motionen Gadient (svp, GR), Müller-Hemmi (sp, ZH), liberale und
grüne Fraktion, welche eine jährliche Erhöhung des BFT-Kredits um mindestens 6,5%
verlangt hatten, wurden allesamt zurückgezogen. Dank des gemeinsamen Drucks habe
die BFT-Botschaft mit einem ansehnlichen Wachstum verabschiedet werden können –
was die Motionen obsolet mache. Nicht obsolet geworden sei hingegen der
gemeinsame Einsatz für Investitionen in Bildung und Forschung als prioritäre Aufgabe
auch in den nächsten vier Jahren, meinte die Motionärin Müller-Hemmi. 16

MOTION
DATUM: 07.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Der SNF und die Kommission für Technologie und Innovation (KTI) bilden die beiden
Forschungsförderorganisationen des Bundes. Der SNF fördert Grundlagen- und
anwendungsorientierte Forschung und geniesst als Stiftung hohe Autonomie. Die KTI ist
auf die anwendungsorientierte Forschung und den Technologietransfer zwischen
Hochschulen und Wirtschaft spezialisiert, ist aber als Leistungsbereich in die
Verwaltung eingegliedert. Das Parlament überwies nun eine Motion Noser (fdp, ZH),
welche der KTI mehr Autonomie und Flexibilität zur Erfüllung ihrer Aufgaben gewähren
und einen dem SNF vergleichbaren Status verschaffen will. Neu soll die KTI als Agentur
für Innovationsförderung positioniert werden. 17

MOTION
DATUM: 27.09.2005
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies das Parlament eine Motion Hubmann (sp, ZH), welche verlangt,
dass sämtliche klinische Studien in einem öffentlich zugänglichen Register erfasst
werden. Die Registrierung soll zur Bedingung für eine Publikation gemacht werden. 18

MOTION
DATUM: 11.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Mit Stichentscheid des Präsidenten hiess der Ständerat eine im Vorjahr vom Nationalrat
gebilligte Motion Dunant (svp, BS) gut, welche eine gesamtschweizerische Koordination
resp. eine Konzentration der verschiedenen Ethikkommissionen auf kantonaler und
eidgenössischer Ebene verlangt. 19

MOTION
DATUM: 12.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Das Parlament überwies mehrere Vorstösse zur Gentechnologie-Forschung in der
Landwirtschaft: Diskussionslos billigte der Nationalrat drei Motionen der SP-Fraktion.
Beim Nationalen Forschungsprogramm „Nutzen und Risiken der Freisetzung
gentechnisch veränderter Pflanzen“ verlangte sie geeignete Foren für die Diskussion
der Resultate für interessierte Bevölkerungskreise. Bei der Analyse möglicher
gesundheitlicher Risiken gentechnisch veränderter Pflanzen und Lebensmittel sei die
Entwicklung geeigneter molekularbiologischer Methoden und Forschungsansätze zu
fördern. Schliesslich sollte sich der Bundesrat baldmöglichst für breit angelegte und
umfassende Untersuchungen über innovative Lösungen ohne Gentechnologie in der

MOTION
DATUM: 20.09.2006
MAGDALENA BERNATH
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Landwirtschaft einsetzen. Der Ständerat unterstützte die beiden ersten Begehren
diskussionslos, das dritte lehnte er ab, weil es den Eindruck erwecke, die traditionelle
Forschung entwickle sich in die falsche Richtung. Auf Zustimmung stiess hingegen eine
Motion Leumann (fdp, LU), welche eine Intensivierung der Ressortforschung im Bereich
des Nebeneinanders von gentechnisch veränderten und gentechnisch nicht
veränderten Pflanzen durch praktische Feldversuche verlangt. 20

Diskussionslos überwies der Nationalrat Teile einer Motion der grünen Fraktion
betreffend gesetzliche Regelungen für die Nanotechnologie. Auf Zustimmung stiess
dabei die Forderung von Massnahmen zum Schutz von Gesundheit und Umwelt vor
künstlich erzeugten Nanopartikeln und nanotechnologischen Anwendungen
insbesondere in den Bereichen Landwirtschaft, Lebensmittel, Textilien, Haushalt,
Kosmetik und Medizin. Die Definition des Begriffs und der Anwendungsbereiche der
Nanotechnologie sowie die verlangte Festlegung von spezifischen
Bewilligungsverfahren, Toxizitäts- und Emissionsgrenzwerten, Messverfahren,
Deklarationsvorschriften sowie Haftungsregeln gingen dem Bundesrat und dem
Nationalrat zum jetzigen Zeitpunkt zu weit, da diesbezügliche Abklärungen im Gange
seien. 21

MOTION
DATUM: 05.10.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion Schweizer (fdp, BS) forderte den Bundesrat auf, im Rahmen der BFI-
Botschaft einen jährlichen Kredit von 30 Mio Fr. für die Forschung und den
Technologietransfer auf dem Gebiet der Wärmepumpen zu beantragen. Der Bundesrat
erteilte dem UVEK den Auftrag, bis Ende 2007 Aktionspläne zu
Energieeffizienzmassnahmen in allen Bereichen sowie zur Förderung erneuerbarer
Energien auszuarbeiten. Da Entscheidungen über einzelne Massnahmen noch
ausstanden, lehnte der Bundesrat die Motion aus formalen Gründen ab. Der Nationalrat
folgte dem Bundesrat und lehnte die Motion ebenfalls ab. 22

MOTION
DATUM: 20.03.2007
LINDA ROHRER

Der Ständerat überwies die im Vorjahr vom Nationalrat teilweise überwiesene Motion
der GP-Fraktion bezüglich der Nanotechnologie ebenfalls. 23

MOTION
DATUM: 21.03.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion Leumann-Würsch (fdp, LU) beauftragte den Bundesrat, die
Ressortforschung im Bereich des Nebeneinanders von gentechnisch veränderten und
gentechnisch nicht veränderten Pflanzen in der Schweiz durch praktische Feldversuche
und andere geeignete Massnahmen zu intensivieren und die daraus gewonnenen
Erkenntnisse in die Umsetzung der Koexistenzverordnung einfliessen zu lassen. Grund
zu der Motion hatten die Diskussionen im Vorfeld der Abstimmung über das Gentech-
Moratorium zur Frage, ob die Koexistenz von gentechnisch veränderten und
gentechnisch nicht veränderten Pflanzen in der Schweiz möglich sei, gegeben. Dies soll
mittels der geforderten praktischen Feldversuche gelöst werden. Die beiden Kammern
folgten der Empfehlung des Bundesrates und nahmen die Motion an. 24

MOTION
DATUM: 19.09.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion Theiler (fdp, LU) forderte den Bundesrat auf, dem Parlament im Rahmen
der BFI-Botschaft einen Kredit von 60 Mio Fr. für ein Forschungsprogramm im Gebiet
der tiefen Geothermie vorzuschlagen. Mit den sogenannten „Enhanced Geothermal
Systems“ wird Wärme hoher Temperatur aus der Erdkruste gewonnen. Die Schweiz hat
diesbezüglich ein hohes Potential, da von der Geologie her Kraftwerke realisierbar
wären. Der Nationalrat nahm die Motion an, der Ständerat hingegen änderte diese in
Bezug auf die Art und die Höhe der Finanzierung. Der Kredit soll nicht im Rahmen der
BFI-Botschaft 2008-2011 beantragt werden, sondern über die Ressortforschung
finanziert werden und die Festsetzung des Betrages wird dem Bundesrat überlassen.
Der Nationalrat nahm die vom Ständerat abgeänderte Form der Motion ebenfalls an. 25

MOTION
DATUM: 30.09.2007
LINDA ROHRER
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Eine Motion der Finanzkommission des Nationalrates wollte den Bundesrat
beauftragen, die bei den Nationalen Forschungsprogrammen begonnene
Wirkungsprüfung zu vertiefen, die Innovationsleistung mit einzubeziehen und den
Wirkungsbereich auf alle Projekte des Nationalfonds und die schweizerische
Beteiligung an den EU-Forschungsprogrammen auszuweiten. Im Gegensatz zum
Bundesrat, welcher aufgrund der bereits laufenden und geplanten Massnahmen für die
Überprüfung der Wirksamkeit der mit Bundesmitteln geförderten Forschung keinen
weiteren Handlungsbedarf sah, nahm der Nationalrat die Motion einstimmig an. 26

MOTION
DATUM: 10.12.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion Hochreutener (cvp, BE) wollte den Bundesrat beauftragen, dafür zu sorgen,
dass bei klinischen Versuchen nur ein Verfahren von einer Ethikkommission
durchgeführt werden muss. Stein des Anstosses war die Zuständigkeit von mehreren
Ethikkommissionen für die Beurteilung ein und desselben klinischen Versuchs an
verschiedenen Orten. Solche multizentrischen Versuche sind eher die Regel als die
Ausnahme, daher kann aus den bestehenden Vorschriften ein Nachteil für den
Forschungsstandort Schweiz entstehen. Mit dem derzeit in Bearbeitung stehenden
Bundesgesetz über die Forschung am Menschen wird der Bundesrat eine
vollumfängliche EU-kompatible Regelung vorschlagen und das Vorgehen bei
Multizenterstudien verbindlich vorschreiben. Die beiden Kammern folgten der
Empfehlung des Bundesrates und nahmen die Motion an. 27

MOTION
DATUM: 12.12.2007
LINDA ROHRER

In der Frühjahrssession lehnte der Ständerat eine Motion der Finanzkommission des
Nationalrats ab, mit welcher die Vertiefung und Ausweitung dieser Wirkungsprüfung
gefordert wurde. Sie sollte auch auf die Projekte des Nationalfonds und die
schweizerische Beteiligung an den EU-Forschungsprogrammen ausgeweitet werden. 28

MOTION
DATUM: 04.03.2008
ANDREA MOSIMANN

Schliesslich befasste sich das Parlament im Berichtsjahr auch mit zahlreichen
Vorstössen zum Thema Forschungsförderung und Innovation. Der Nationalrat überwies
mit 129 zu 61 Stimmen eine Motion der FDP, die den Bundesrat verpflichten will,
steuerliche Fördermassnahmen zur Stärkung des Forschungsstandortes Schweiz zu
ergreifen. Ebenfalls gutgeheissen hat die grosse Kammer eine Motion der Grünen, mit
der ein nationales Forschungsprogramm zum Umgang mit der aktuellen Finanz- und
Wirtschaftskrise sowie drohenden langfristigen Umweltkrisen gefordert wird. Keine
Mehrheit fanden dagegen eine Motion Rennwald (sp, JU), mit der die Landesregierung
beauftragt werden sollte, einen neuen Fonds zur Förderung von technologischer
Innovation zu schaffen sowie eine parlamentarische Initiative der FDP, die mehr
Autonomie für die Forschungsförderung verlangte. Der Ständerat überwies in der
Frühjahrssession ein Postulat seiner Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur.
Der Bundesrat wurde damit beauftragt, zu prüfen, ob es zur Bekämpfung des
Konjunkturrückgangs und insbesondere zur Stärkung der Grundlagen für einen
Wiederaufschwung zweckmässig wäre, die Forschungs- und Innovationsförderung rasch
voranzutreiben. 29

MOTION
DATUM: 08.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Noch vor Inkraftsetzung der neuen Bestimmungen zur KTI schickte der Bundesrat im
Herbst eine Totalrevision des Gesetzes über die Forschungs- und
Innovationsförderung in die Vernehmlassung. Neu sollen Forschungs- und
Innovationsförderung im gleichen Erlass geregelt werden. Im Gesetzesentwurf wird
unterschieden zwischen wissenschaftlicher Forschung, welche Grundlagenforschung
sowie anwendungsorientierte Forschung im öffentlichen Interesse umfasst und
wissensbasierter Innovation, die darauf abzielt, wirtschaftlich nutzbare Produkte und
Verfahren zu entwickeln. Ausserdem soll eine Rechtsgrundlage für die Unterstützung
eines nationalen Innovationsparks geschaffen werden. Die Bestimmungen zum
Innovationspark gehen auf eine Motion der FDP zurück, die vom Parlament in der ersten
Jahreshälfte überwiesen wurde. 30

MOTION
DATUM: 09.03.2009
ANDREA MOSIMANN
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Beide Räte befassten sich mit einer Motion der FDP-Liberale Fraktion, die steuerliche
Fördermassnahmen zur Stärkung des Forschungsstandortes Schweiz verlangt.
Während der Nationalrat den Vorstoss unverändert überwies, wandelte ihn der
Ständerat in einen Prüfungsauftrag um. In der Wintersession stimmte der Nationalrat
dieser Änderung zu. Ausserdem hiess er ein Postulat seiner Kommission für Wirtschaft
und Abgaben gut, das vom Bundesrat Auskunft darüber verlangt, inwiefern solche
steuerlichen Fördermassnahmen zu Wettbewerbsverzerrungen führen können, indem
beispielsweise einzelne Branchen oder Unternehmen bestimmter Grösse bevorzugt
oder benachteiligt würden. 31

MOTION
DATUM: 15.09.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat lehnte im September des Berichtsjahrs eine Motion Hurter (svp, SH), die
den Forschungs- und Entwicklungsstandort Schweiz mit Hilfe von
Steuererleichterungen zu stärken suchte, mit 20 zu neun Stimmen ab. Als Erstrat hatte
ihr der Nationalrat anlässlich der Sondersession zur Unternehmenssteuerreform (UStR)
II im Frühling noch zugestimmt. Die angestrebten Steuerrabatte hätten einerseits in die
Unternehmenssteuerreform III, andererseits in das Steuerharmonisierungsgesetz
eingebaut werden sollen. 32

MOTION
DATUM: 21.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Zeitgleich mit der Bereinigung des HFG und kurz vor der Verabschiedung der Botschaft
für eine Totalrevision des Bundesgesetzes über die Förderung der Forschung und
Innovation (FIFG), lancierte die abtretende Ständerätin Forster (fdp, SG) eine Motion,
die bis zum Sommer 2012 vom Bundesrat einen Masterplan im Bereich der
biomedizinischen und pharmazeutischen Forschung und Produktion forderte. Dabei
soll der Bundesrat unter anderem aufzeigen, wie sich insbesondere die
Bewilligungsverfahren beschleunigen lassen, wie der Schutz des geistigen Eigentums
(Patentschutz) verbessert werden kann und wie sich der Produktionsstandort Schweiz
im internationalen Standortwettbewerb, allenfalls mit steuerlichen Massnahmen,
stärken lässt. In Anbetracht der abgeschlossenen und laufenden Revisionen zum Thema
beantragte der Bundesrat Annahme der Motion. Felix Gutzwiller (fdp, ZH) übernahm sie
in der neuen Legislatur. In der Dezembersession wurde sie von der Kleinen Kammer
angenommen. 33

MOTION
DATUM: 18.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Les deux CSEC ont déposé une motion similaire auprès de leurs chambres respectives
ayant pour objectif d’entraîner une décision de financement pour la Commission de la
technologie et l’innovation (CTI). En effet, dans le cadre des mesures pour lutter
contre le franc fort, décidées début 2011, la Confédération a voulu donner un coup de
pouce au développement de projets novateurs et de qualité jusqu’à leur mise sur le
marché. Il faut savoir que dans le cadre des mesures conjoncturelles prises par la
Confédération, près de 1000 demandes de projets ont été déposées, pour un budget
total de 550 millions de francs. Malheureusement, l’enveloppe s’est avérée insuffisante.
Dans une conjoncture économique difficile, les commissions veulent donc éviter, grâce
à leur motion, qu’un frein financier ralentisse cet encouragement à la compétitivité et à
l’innovation. Pour répondre à cette demande, le Conseil fédéral a affirmé que
l’acceptation du premier supplément au budget 2012, pour un ajout de 60 millions de
francs, permettrait de soutenir les meilleurs projets déposés en 2011 déjà. Cependant,
dans la lignée de leurs Commissions, le Conseil des Etats par 29 voix contre 13, puis le
Conseil national par 152 voix contre 2, ont adopté cette motion. 34

MOTION
DATUM: 14.03.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Forster (plr, SG) a lancé une motion reprise par Gutzwiller (plr, ZH) dont l’intitulé est le
suivant: sauvegarder l’emploi en renforçant le pôle suisse de recherche, de
développement et de production dans le domaine de l’industrie biomédicale. Son
objectif sous-jacent est de permettre à la population de profiter des progrès de la
médecine. L’amélioration du cadre des examens, de l’efficacité et de l’économicité des
thérapies, l’allégement de la bureaucratie, l’accélération des procédures d’autorisation
de nouveaux médicaments et thérapies, ainsi que la recherche au niveau des maladies
orphelines doivent contribuer à atteindre cet objectif. Cette motion a été acceptée par
le Conseil national, après avoir été validée par le Conseil des Etats en 2011. 35

MOTION
DATUM: 29.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le groupe de l’Union démocratique du centre (UDC) a déposé une motion sur la
revitalisation de la recherche et de l’industrie pharmaceutique en Suisse. Elle a
notamment pour objectif un cadre transparent, planifiable et prévisible de l’examen de
l’économicité des nouveaux médicaments. En outre, elle demande une accélération des
procédures d’autorisation des médicaments, afin de permettre à la Suisse de revenir en
tête du peloton des pays leaders dans ce domaine. Et finalement, il est nécessaire selon
cette motion d’améliorer la protection de la propriété intellectuelle et de l’exploiter
judicieusement. En 2012, le Conseil des Etats a confirmé la tendance dégagée par le
Conseil national en 2011 en adoptant lui aussi la motion. 36

MOTION
DATUM: 13.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Barthassat (pdc, GE) a déposé au Conseil national la motion sur la revitalisation de la
Suisse en tant que centre de recherche et site pharmaceutique. Cette motion
cautionne une politique indépendante, notamment vis-à-vis de l’Union Européenne,
visant à retrouver une meilleure compétitivité au niveau des approbations cliniques,
ainsi que dans l’admission et le remboursement des médicaments. Après avoir été
validée par le Conseil national, cette motion a été, acceptée par le Conseil des Etats. 37

MOTION
DATUM: 13.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Déposée en 2011 déjà, la motion de Gutzwiller (plr, ZH) pour un encouragement durable
de la Commission pour la technologie et l’innovation (CTI), a été acceptée par les deux
chambres en 2012. Comme toujours lorsqu’il s’agit d’innovation et de recherche,
l’auteur de la motion a mis l’accent sur l’importance capitale de ce secteur pour toute
l’économie suisse. Il a par conséquent critiqué la stratégie de financement des activités
d’encouragement de la CTI. En effet, le cadre légal, en particulier le principe
d’annualité, ainsi que l’impossibilité de constituer des provisions empêchent une
planification fiable des activités d’encouragement sur le long terme. Gutzwiller (plr, ZH)
a parlé alors d’incertitude néfaste qui plane autour des différents projets. Cette
situation ne favoriserait pas les partenariats économiques et académiques, ni
n’encouragerait la recherche et l’innovation. L’auteur de la motion demande donc au
Conseil fédéral d’adopter une nouvelle stratégie de financement des activités
d’encouragement de la CTI, dans le cadre du message FRI 2013-2016. Cette nouvelle
politique devrait garantir des ressources financières tout au long de la période de
crédit, indépendamment de la conjoncture économique. Il ajoute que des réserves
permettant de financer des mesures anticycliques sont à envisager. De son côté, le
Conseil fédéral a estimé que les exigences de la motion étaient déjà remplies. Pour
étayer ses arguments, il a notamment cité le crédit d’engagement pour une période
pluriannuelle, ainsi que la possibilité de reporter les crédits sur l’année suivante. De
plus, il a également mentionné la loi sur les finances qui exclut la constitution de
réserves pour les unités administratives de la Confédération et il a finalement évoqué
les problèmes de transparence liés à la mise en place de fonds. Néanmoins, malgré la
position tranchée du gouvernement, le Conseil des Etats, d’abord, par 29 voix contre 2,
puis le Conseil national à l’unanimité, ont suivi les arguments de Gutzwiller (plr, ZH). Les
conseils ont relevé la nécessité de pouvoir à la fois constituer des réserves et alimenter
des fonds d’encouragement afin de garantir des planifications fiables sur le long
terme. 38

MOTION
DATUM: 27.09.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission pour la technologie et l’innovation (CTI) et le Fonds national suisse (FNS)
se dessinent comme les deux organes clés de la recherche et de l’innovation en Suisse.
Ainsi, le député Derder (plr, VD) a déposé une motion pour une Mise sur un pied
d’égalité de la CTI et du FNS sur les plans organisationnel et financier. La motion vise
une modification de la loi fédérale sur l’encouragement de la recherche et de
l’innovation (LERI). L’objectif est de  transformer la CTI en une fondation indépendante,
afin de simplifier l’administration, la répartition des niveaux stratégiques et
opérationnels, la prise de décision et surtout d’assurer des financements pluriannuels à
travers une plus grande flexibilité. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. En
effet, il estime que les crédits d’engagement, dans le cadre du message FRI, s’inscrivent
déjà dans la durée. De plus, il souligne que la solution du fond indépendant nuit à la
transparence et réduit la souveraineté budgétaire de la Confédération. Il souligne
finalement qu’une motion Gutzwiller (plr, ZH), avec des objectifs similaires, a déjà été
adoptée. Un processus de consultation est donc en cours. Au final, alors que le Conseil
national a accepté la motion à 100 voix contre 77 et 3 abstentions, le Conseil des Etats a
suivi sa Commission de la science, de l’éducation et de la culture (CSEC-CE) qui
préconisait de rejeter la motion, étant donné que le processus de consultation de la
motion Gutzwiller (plr, ZH) est en bonne voie. 39

MOTION
DATUM: 17.06.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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Depuis la décision de la Banque Nationale Suisse (BNS) d’abandonner le taux plancher,
le débat sur le franc fort ne cesse de résonner sous la coupole. Louis Schelbert (verts,
LU) propose ainsi une Augmentation des crédits à la  Commission pour la technologie
et l’innovation (CTI). En effet, il estime que, même si la politique monétaire reste du
domaine de la BNS, les milieux politiques ont le devoir de chercher une solution à
travers différentes mesures. Ainsi, des crédits supplémentaires et une activité accrue
de la CTI permettraient de dynamiser l’innovation, de renforcer le lien entre recherche
et économie, de faciliter le transfert de technologies et de soutenir le
perfectionnement professionnel des employés. Une augmentation des crédits à la CTI
renforcerait la compétitivité des entreprises, élément clé dans une période de
marasme économique. Si le Conseil fédéral a souligné le rôle moteur de la CTI, il a
précisé que les prévisions conjoncturelles pour 2015 et 2016 ne prédisent pas une
récession, mais plutôt un ralentissement de la conjoncture. Par conséquent, une
augmentation des crédits de la CTI, pour lutter contre la situation économique n’a pas
lieu d’être dans l’immédiat. Le Conseil national, qui a traité la question dans un cadre
commun avec plusieurs interpellations et motions urgentes sur le sujet du franc fort, a
adopté la motion par 110 voix contre 73 et 4 abstentions. Le Conseil des Etats a rejeté la
motion. La Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil de
Etats (CSEC-CE) a argumenté que la motion n’avait plus lieu d’être car une décision
d’augmentation des crédits pour la CTI de l’ordre de 20 millions de francs avait déjà été
prise au début du mois d’août. 40

MOTION
DATUM: 10.12.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Das Gosteli Archiv in Ittigen bei Bern beherbergt die Sammlung zur Geschichte der
schweizerischen Frauenbewegung. Seit einigen Jahren kämpfte die Stiftung, der das
Archiv gehört, mit finanziellen Schwierigkeiten. Aufgrund dieser Schwierigkeiten hatten
fünf Parlamentarierinnen je ein gleichlautendes Postulat eingereicht, in welchem sie
den Bundesrat aufgefordert hatten, in einem Bericht den Fortbestand des Archivs
zusammen mit dem Kanton Bern und allenfalls weiteren Institutionen zu klären und
aufzuzeigen, mit welchen gesetzlichen Grundlagen eine subsidiäre Finanzierung durch
den Bund erfolgen könnte. In seinem Postulatsbericht stellte der Bundesrat drei
Lösungen vor. So könnte die Stiftung einerseits im Rahmen des FIFG beim SBFI eine
subsidiäre Finanzierung beantragen. Alternativ wären die teilweise oder die komplette
Integration des Archivs in den Bestand des BAR denkbar.
Die WBK-NR beschloss im Anschluss an diesen Bericht, eine Motion einzureichen und
den Bundesrat zu beauftragen, in der BFI-Botschaft 2021-2024 den Betrag von CHF 4
Mio. für die Gosteli-Stiftung aufzunehmen. Um die Gosteli-Stiftung zu sichern und in
eine für Bildung und Wissenschaft nachhaltig nutzbare Institution zu überführen, seien
gemäss Schätzung des Stiftungsrats finanzielle Mittel von jährlich total CHF 2 Mio.
notwendig. Die restliche Finanzierung würde über den Kanton Bern und Drittmittel
sichergestellt, so die WBK-NR.
Der Bundesrat erläuterte in seiner Stellungnahme, dass die Stiftung unterdessen beim
SBFI ein Gesuch eingereicht habe, nun sei der Schweizerische Wissenschaftsrat daran,
zuhanden des SBFI alle für die Finanzierungsperiode 2021-2024 erhaltenen Gesuche zu
prüfen. Diese Prüfung müsse nun abgewartet werden. Der Bundesrat beantragte
entsprechend die Ablehnung der Motion.
Der Nationalrat beugte sich im Sommer 2020 über das Geschäft. Matthias Aebischer
(sp, BE) erläuterte, dass die grundsätzliche Unterstützung der Gosteli-Stiftung in der
WBK-NR unbestritten war. Beim richtigen Vorgehen sei man sich dagegen uneinig
gewesen. Eine Mehrheit wolle den Entscheid des Wissenschaftsrates nicht abwarten
und wolle den Bundesrat jetzt beauftragen, die Weiterentwicklung des Gosteli-Archivs
auf der Grundlage des FIFG sicherzustellen. Eine Minderheit sei der Meinung, man
müsse zuerst den Expertenentscheid des Wissenschaftsrates abwarten. Peter Keller
(svp, NW) ergänzte für diese Minderheit, dass Ende 2020 eine Antwort des
Wissenschaftsrates vorliege. Es gebe keinen Grund, «diesem Prozess vorzugreifen oder
hier auf Parlamentsebene hineinzupfuschen». Es könne nicht angehen, dass
geschicktes Lobbyieren darüber entscheide, ob eine Organisation auf Bundesgelder
zählen könne oder nicht.  Am Ende der Debatte nahm der Nationalrat das Geschäft
deutlich mit 100 zu 50 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 41
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Eine im Herbst 2018 von Christoph Eymann (lpd, BS) eingereichte Motion forderte den
Bundesrat auf, ein NFP zur Alzheimerkrankheit zu lancieren. Gemäss Motionär sei es
wichtig und nötig, die Forschung von privaten Firmen durch Forschung an Schweizer
Hochschulen zu unterstützen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er
verwies in seiner Begründung auf die zahlreichen Forschungsinitiativen auf nationaler
und internationaler Ebene, in welchen sich Schweizer Firmen und Forschende an
Hochschulen bereits mit der Verbesserung der Diagnose- und Therapiemöglichkeiten
dieser Form der Demenz befassten. Zudem sei es üblich, dass die Themenwahl für neue
NFP bottom-up geschehe und nicht «von oben herab» implementiert würde.  Der
Nationalrat schenkte der Argumentation des Bundesrates jedoch kein Gehör und
stimmte der Motion in der Herbstsession 2020 mit 130 Stimmen zu 51 Stimmen bei 10
Enthaltungen deutlich zu. 42

MOTION
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Marco Romano (cvp, TI) forderte den Bundesrat in einer im Dezember 2018
eingereichten Motion auf, die Teilnahme der Schweiz am Copernicus-Programm
voranzutreiben und ein diesbezügliches Abkommen zu unterzeichnen. Für die Schweiz
sprächen drei Gründe für eine Teilnahme an diesem Programm der EU zur
satellitengestützten Erdbeobachtung. Zum einen habe die Schweiz kein eigenes
Erdbeobachtungsprogramm als Alternative zu Copernicus. Zum anderen riskiere man
ohne Teilnahme, dass das bislang angesammelte Wissen und die erarbeiteten
Technologien verloren gingen. Schliesslich könne ein Abseitsstehen dazu führen, dass
«ein Teil des Personals, der Forschung und der Zulieferinnen und Zulieferer dieser
Branche aus der Schweiz ausgelagert» werde.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er resümierte in seiner
Begründung, welch wichtige Rolle dem Programm in den Bereichen Landnutzung,
Atmosphäre, Katastrophenmanagement, Klimawandel, Meeresumwelt und Sicherheit
zukomme. Es sei aber zu beachten, dass die Schweiz durch ihre Mitgliedschaft in
verschiedenen Organisationen, wie etwa der Organisation für die Nutzung
meteorologischer Satelliten oder dem Europäischen Zentrum für mittelfristige
Wettervorhersage, bereits an Kernelementen von Copernicus beteiligt sei. Schliesslich
müsste vor einem Grundsatzentscheid des Bundesrates noch geklärt werden, wie das
Kosten-Nutzen-Verhältnis ausfallen würde, welches Bundesamt die Federführung
übernehmen würde und es müsste ein Finanzierungskonzept erarbeitet werden.
In der nationalrätlichen Debatte in der Wintersession 2020 wies Romano noch einmal
auf die Wichtigkeit eines Vertragsabschlusses mit der EU hin. Dieser sei im Interesse
der Bevölkerung, der Wirtschaft und der Wissenschaft. Wissenschaft- und
Wirtschaftsminister Parmelin blieb jedoch bei seiner ablehnenden Haltung. Auf
Nachfrage von Nationalrat Nussbaumer (sp, BS) präzisierte Parmelin, dass bei Annahme
der Motion frühestens 2023 mit einer Teilnahme am Copernicus-Programm gerechnet
werden dürfe.
Der Nationalrat stimmte der Motion schliesslich mit 140 zu 47 Stimmen — bei 3
Enthaltungen —  zu. Die ablehnenden Stimmen stammten allesamt von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. 43

MOTION
DATUM: 10.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nationalrätin Martina Munz (sp, SH) beabsichtigte mit einer im Juni 2019 eingereichten
Motion, den ETH-Bereich zu einem international führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk
zu entwickeln, dies sowohl in Lehre und Forschung als auch im operativen Bereich.
Munz war der Ansicht, dass die Institutionen der ETH noch mehr leisten müssten, um
sich zu einem «international herausragenden Netzwerk» mit Best-Practice-
Anwendungen zu mausern. Der Campus Hönggerberg in Zürich würde sich
beispielsweise besonders eignen, um in den Bereichen Wohnen, Arbeiten, Konsumation
und Beschaffung vorbildliche, nachhaltige Lösungen zu entwickeln, argumentierte die
Motionärin. 
Der Bundesrat zeigte viel Verständnis für das Anliegen der Sozialdemokratin, beantragte
aber dennoch die Ablehnung der Motion, da der ETH-Bereich bereits heute grosse
Anstrengungen bei der Erforschung und der Umsetzung nachhaltiger Lösungen
erbringe. Gute Beispiele seien etwa das PSI, welches wichtige Impulse für den
nachhaltigen Wandel des Schweizer Energiesystems liefere, oder auch der ETH-
Mensabereich, der konsequent von Einweg- auf Mehrwegverpackungen umgestellt
worden sei.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Sommersession 2021 mit dem Vorstoss. In
diesem Rahmen bekräftigte Martina Munz ihre Haltung, dass der ETH-Bereich noch
nachhaltiger werden müsse; das erklärte Ziel von 50 Prozent weniger
Treibhausgasemissionen bis 2030 gegenüber dem Jahr 2006 sei zu wenig ambitioniert.
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Nachdem Bildungsminister Guy Parmelin noch einmal die Haltung des
Gesamtbundesrates dargelegt hatte, kam der Vorstoss zur Abstimmung. Die grosse
Kammer sprach sich mit 105 zu 85 Stimmen (bei vier Enthaltungen) für die Annahme der
Motion aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion, von einer grossen Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einigen
Mitgliedern der Mitte-Fraktion. 44

Da sich die beiden Räte im Rahmen der Debatten zur Botschaft über die Bildung,
Forschung und Innovation 2021-2024 im Jahr 2020 für den Erhalt des Gosteli Archivs
ausgesprochen hatten und das WBF entsprechend im Dezember 2020 CHF 2.29 Mio.
für die Jahre 2021-2024 gesprochen hatte, lehnte der Ständerat die Motion der WBK-
NR zum Erhalt des Gosteli Archivs in der Sommersession 2021 stillschweigend ab. 45

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung von Martina Munz (sp, SH), den ETH-Bereich zu einem international
führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk zu entwickeln, stand in der Wintersession 2021
auf der Traktandenliste des Ständerates. Die kleine Kammer entschied sich für die
Ablehnung der entsprechenden Motion, nachdem WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp,
TG) und Bildungsminister Parmelin dargelegt hatten, dass das Anliegen der Motion
bereits erfüllt sei. So sei die ETH bezüglich der nachhaltigen Entwicklung einerseits
bereits mustergültig unterwegs und andererseits habe der Bundesrat im Rahmen seiner
Kompetenzen den Aspekt der Nachhaltigkeit bereits an verschiedenen Stellen in die
strategischen Ziele für den ETH-Bereich für die Periode 2021-2024 aufgenommen. 46

MOTION
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession 2022 mit der Forderung von
Nationalrat Eymann (lpd, BS), ein NFP zur Alzheimerkrankheit zu lancieren. Die
Mehrheit der vorberatenden WBK-SR hatte die Motion zur Ablehnung beantragt, eine
Minderheit Sommaruga (sp, GE) hingegen befürwortete das Anliegen. Wie
Kommissionssprecherin Isabelle Chassot (mitte, FR) ausführte, sei die Mehrheit der
WBK-SR selbstverständlich nicht der Auffassung, dass man diese Krankheit und ihre
Folgen nicht untersuchen solle, aber es gebe gute Gründe, die gegen die Lancierung
eines NFP sprächen. So stünden die Instrumente, die für eine umfassende Förderung
der Alzheimer-Forschung nötig seien, bereits zur Verfügung und würden von den
Schweizer Forschenden auch genutzt. Zudem hätten die Forschenden auch jederzeit
die Möglichkeit, sich beim SNF um eine ordentliche Finanzierung für die Durchführung
von Forschungsprojekten zu Alzheimer zu bemühen, wovon ebenfalls Gebrauch
gemacht werde. Darüber hinaus seien die Schweizer Forschenden auch auf der
internationalen Ebene in entsprechende Forschungsprojekte eingebunden. Und
schliesslich, und das sei für die Kommission der wichtigste Grund, gebe es ein
bewährtes Verfahren für die Festlegung von NFPs; die Eingabefrist für die nächste
Runde laufe im Übrigen in einigen Tagen aus. Die Kommission betonte, dass es den
entsprechenden Organisationen und Forschenden selbstverständlich frei stehe, einen
Vorschlag für ein NFP zu Alzheimer einzureichen.
Carlo Sommaruga entgegnete, dass einiges für die Annahme der Motion spreche. So
nehme etwa die Anzahl an Personen, welche an Alzheimer erkrankten, immer weiter zu,
wodurch auch die medizinischen und gesellschaftlichen Kosten anstiegen. Zudem seien
die Mittel, die derzeit für die Alzheimer-Forschung in der Schweiz zur Verfügung
stünden, unzureichend und es gebe auch nur wenige Mittel des SNF, die der
Alzheimerforschung gewidmet seien.
Die Mehrheit des Ständerates sprach sich am Ende der Debatte mit 25 zu 14 Stimmen
bei 2 Enthaltungen gegen die Motion aus. Für die Motion stimmten allen voran die
Mitglieder der SP- und der Grünen-Fraktionen. 47

MOTION
DATUM: 14.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession 2022 mit der Teilnahme der
Schweiz am Copernicus-Programm, die von Marco Romano (mitte, TI) in einer Motion
gefordert worden war. Zwischen der Behandlung durch den Nationalrat im Winter 2020
und der Behandlung im Ständerat hatte der Bundesrat eine Kehrtwende vollzogen: Wie
Bundesrätin Karin Keller-Sutter ausführte, hatte sich die Regierung in der Zwischenzeit
dafür ausgesprochen, die Aufnahme von Gesprächen betreffend die Mitgliedschaft im
EU-Programm zur satellitengestützten Erdbeobachtung in die Wege zu leiten. Folglich
spreche aus Sicht des Bundesrates nichts mehr gegen eine Annahme der Motion,
erläuterte Keller-Sutter. Sie schloss ihre Ausführungen mit dem Hinweis, dass die
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Teilnahme an Copernicus auch etwas kosten werde: Das Parlament werde bald
Gelegenheit erhalten, sein Engagement in dieser Sache unter Beweis zu stellen, wenn es
darum gehe, die entsprechenden finanziellen Mittel zu sprechen. Anschliessend wurde
die Motion stillschweigend angenommen. 48

Die WBK-NR forderte mit einer im April 2022 eingereichten Motion ein umfassendes
Schweizer Programm für exzellente Forschung und Innovation. Der Bundesrat solle
dieses Programm auf die Beine stellen, um international führende Forschende und
Start-Ups in die Schweiz zu holen. Dafür solle der Bundesrat die Subjektfinanzierung für
Forschende sowie die Objektfinanzierung für Start-Ups und KMUs fördern und weitere
Fördergefässe in den Bereichen Forschung und Innovation schaffen. Weiter sollen
bestehende Elemente von Horizon Europe mit zusätzlichen Mitteln begünstigt werden.
Dabei solle das geforderte Programm auf den bereits bestehenden und geplanten
Übergans- und Ersatzmassnahmen für Horizon Europe aufbauen.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er war der Ansicht, dass er bereits
alle notwendigen Massnahmen ergriffen habe, um die Förderung von Forschung und
Innovation sowie die internationale Zusammenarbeit in diesem Bereich bestmöglich
sicherzustellen. Er verwies diesbezüglich auf die von den Räten gutgeheissene
Finanzierungsbotschaft für die Beteiligung am Horizon-Paket 2021–2027, in deren
Rahmen bereits CHF 5.4 Mrd. gesprochen wurden, die nun für die projektweise
Beteiligung von Schweizer Forschenden ausgegeben werden können. Er führte auch die
von der WBK-NR erwähnten Übergangs-, Ersatz- und Ergänzungsmassnahmen auf,
welche bereits angelaufen seien respektive geprüft würden.
In der Sommersession 2022 gelangte der Vorstoss in die grosse Kammer; bei der
Beratung lag dem Rat neben dem Antrag der Kommission auf Annahme der Motion auch
ein Einzelantrag von Andreas Glarner (svp, AG) auf Ablehnung vor. Der SVP-Vertreter
bemängelte, dass dem Forschungs- und Innovationsbereich bereits heute grosse
Summen zukämen, für welche die Steuerzahlenden aufkommen müssen. Dies müsse
derzeit genügen. Der Nutzen einer zusätzlichen Forderung solle erst in der BFI-
Botschaft 2025-2028 diskutiert werden. Christian Wasserfallen (fdp, BE) stellte die
Motion seitens der WBK-NR vor und plädierte dafür, «diese Kaskade der
Nichtassoziierung» zu beenden und unabhängig von der Assoziierung an Horizon
Europe ein eigenes Programm zu lancieren. Der Nationalrat folgte den Worten von
Christian Wasserfallen und nahm die Motion mit 164 zu 7 Stimmen bei 1 Enthaltung klar
an, wobei der Antrag Glarner nur wenige weitere Mitglieder der SVP-Fraktion zu
überzeugen vermochte. 49

MOTION
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eine knappe Mehrheit der APK-NR forderte im Februar 2022 dringliche Massnahmen zu
Gunsten des Schweizer BFI-Standorts. Die Kommission wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Verhandlungen mit der EU über eine spezifische Vereinbarung
aufzunehmen, welche für eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an die
EU-Programme Horizon Europe, Digital Europe, ITER, Euratom sowie Erasmus+ sorgt. In
dieser Vereinbarung sollen auch die Grundsätze für weitere Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU geregelt werden. Zudem soll dieser Weg vor einem Entscheid
über Ergänzungs- und Ersatzmassnahmen eingeschlagen werden. Im Gegenzug soll der
Bund eine einmalige Erhöhung des Schweizer Kohäsionsbeitrages vorsehen. Anlass für
diese Motion war unter anderem eine gemeinsame Resolution von scienceindustries,
dem ETH-Rat und von swissuniversities, welche auf die negativen Konsequenzen der
fehlenden Assoziierung für den Schweizer Forschungs- und Innovationsplatz hinwies.
Eine Minderheit der APK-NR um Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) beantragte
die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat konnte sich nicht mit dem Vorstoss
anfreunden. Zwar verfolge auch die Regierung das Ziel, die Assoziierung an die EU-
Programme voranzutreiben; die Schweiz habe jedoch bis anhin schon alles Mögliche
unternommen, um die entsprechenden Verhandlungen zu starten. Es fehle letztlich am
Willen der EU, welche die Assoziierung der Schweiz an die EU-Rahmenprogramme im
BFI-Bereich von den allgemeinen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
abhängig mache. Die Frage der Assoziierung solle daher vielmehr im Rahmen des
strukturierten politischen Dialogs angesprochen werden.
In der Sommersession 2022 betonte Fabian Molina (sp, ZH) seitens der
Kommissionsmehrheit, dass der Schweizer BFI-Bereich stark unter der Nicht-
Assoziierung an die BFI-Rahmenprogramme der EU leide. Der Bundesrat habe im
Februar 2022 seinen neuen Verhandlungsansatz für die künftigen Beziehungen
Schweiz-EU vorgestellt. Der Schweizer BFI-Bereich könne aber nicht so lange warten,
bis dieser Ansatz greife; die Vollassoziierung müsse rasch geschehen. Wenn im Jahr
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2022 keine Lösung mehr gefunden würde, hätten «so gut wie alle Forschungsprojekte
aufgrund der bestehenden Periodizität ohne Schweizer Beteiligung begonnen». Der
Aussage von Fabian Molina entgegnete Minderheitensprecherin Elisabeth Schneider-
Schneiter, dass die EU klargemacht habe, dass sie zuerst die offenen Fragen,
beispielsweise bezüglich der dynamischen Rechtsübernahme oder der Rolle des EuGH
geklärt haben wolle, bevor über weitere Abkommen gesprochen werde. Es sei nun am
Bundesrat, diese Fragen mit der EU zu klären, seitens des Parlaments seien bereits
genügend Ideen und Anträge vorgelegt worden. Auch Aussenminister Ignazio Cassis
beantragte die Ablehnung der Motion. Schon fast verzweifelt äusserte er die
rhetorische Frage, wie mit jemandem verhandelt werden könne, der nicht verhandeln
wolle. Das Parlament könne so viele Motionen annehmen, wie es wolle, in der Realität
wolle die EU aber momentan keinen Schritt auf die Schweiz zugehen.
In der anschliessenden Abstimmung kam es zu einer Pattsituation. Mit Stichentscheid
der Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) wurde die Motion sodann mit 93 zu 92 Stimmen
bei 6 Enthaltungen angenommen. Zustimmung erhielt die Motion von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
FDP.Liberalen-Fraktionen. 50

Die WBK-NR forderte im Juni 2022 mehr Transparenz bezüglich der verwendeten und
nicht verwendeten Mittel für das «Horizon-Paket 2021-2027». Die Kommission
sprach damit den Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 6.15 Mrd. an, den die Räte
2020 für die geplante Beteiligung am Horizon-Paket 2021–2027 gesprochen hatten.
Weil die Schweiz die erhoffte Assoziierung an Horizon Europe bislang nicht erreichen
konnte, habe der Bundesrat das SBFI beauftragt, direkt Projekte im Rahmen von
Übergangsmassnahmen zu finanzieren. Es mangle nun jedoch an Transparenz bezüglich
der verschiedenen Verpflichtungs- und Zahlungskredite für diese
Übergangsmassnahmen. Es brauche eine laufend zu aktualisierende Übersicht
betreffend angefallener Kreditreste; Verpflichtungskredite für Projektfinanzierungen in
den kommenden Jahren; Finanzierung der Massnahmen, die von SNF und Innosuisse
umgesetzt werden und zu allfälligen zusätzlichen Massnahmen. Eine Minderheit der
Kommission um Diana Gutjahr (svp, TG) beantragte die Ablehnung der Motion. Auch der
Bundesrat unterstützte das Anliegen nicht. Er argumentierte, dass die gewünschten
Informationen bereits vorhanden und abrufbar seien; somit sei das Anliegen bereits
erfüllt.
Der Vorstoss gelangte in der Herbstsession 2022 in den Nationalrat. Mustafa Atici (sp,
BS) betonte, dass die Kommission mit dieser Motion sicherstellen wolle, dass der dafür
vorgesehene Betrag vollumfänglich in den Bereich Forschung und Innovation fliesse. Im
Rahmen der Teilassoziierung bei Horizon 2020 (2014 bis 2016) seien über CHF 700 Mio.
an gesprochenen Mitteln nicht für den dafür vorgesehenen Zweck verwendet worden –
die Frage nach diesen Geldern wurde auch in der Anfrage 22.1022 von Fabien Fivaz (gp,
NE) aufgeworfen. Dies dürfe sich nicht noch einmal wiederholen. Die Minderheit sah
hingegen keinen Grund, die Motion anzunehmen. Sie vertrat wie der Bundesrat die
Ansicht, dass alle Angaben bereits transparent vorhanden und verfügbar seien. Der
Nationalrat nahm die Motion jedoch mit 133 zu 50 Stimmen an, die ablehnenden
Stimmen stammten allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 51
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